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Jeden 
Tag neu.

Heute soll der so genannte 
„Stahlgipfel“  stattfinden. Bundes-
kanzler Friedrich Merz (CDU) will 
sich mit Vertreter:innen der Stahl-
branche und Ministerpräsident:in-
nen der Bundesländer mit Stah-
lindustrie treffen. Dazu gehören 
Nordrhein-Westfalen, Niedersach-
sen, Brandenburg und das Saar-
land. Bei dem Treffen solle es um 
Handelsbeziehungen und Energie-
preise gehen. 

Die EU-Kommission hatte bereits 
Anfang Oktober Schutzmaßnahmen 
für die heimische Stahlindustrie an-
gekündigt. Demnach soll die Menge 
für zollfreie Importe nahezu halbiert 
werden. Außerdem soll der Zollsatz 
für Importe, die darüber hinaus-
gehen, auf 50 Prozent verdoppelt 
werden. Einer Neuregelung müssen 
auch die EU-Staaten zustimmen. 

Die deutsche Stahlindustrie lei-
det unter den hohen Produktions-
kosten, einem großen internatio-
nalen Angebot und der aktuellen 
Wirtschaftskrise. Auch hohe Zölle 
auf Stahlimporte in die USA ma-
chen der Branche zu schaffen.

Auf den stärkeren Umbau hin 
zu grünen Stahl setzt Die Linke im 
Bundestag. Dabei braucht es neben 
einer Absenkung der Strompreise 
für alle auch günstige Industrie-

strompreise. Es müsse 
die Energiewende vo-
rangetrieben werden, 
damit Industrie-Stand-
orte und Arbeitsplätze 
zukunftsfest gemacht 
werden, erklärte die 
Fraktion in einer Pres-
semitteilung. Mirze 
Edis, Bundestagsabge-
ordneter der Linksfrak-
tion, erklärte: „Wir for-
dern einen staatlichen 
Transformationsfonds 
von mindestens 20 Mil-
liarden Euro, mit dem 
die mit enormen Kosten 
verbundene Umstel-
lung energieintensiver 
Betriebe auf CO₂-är-
mere Verfahren ge-
schultert werden soll.“ 
Aber staatliche Unter-
stützung gebe es nicht ohne Ge-
genleistung. Subventionen sollen 
nicht der Rettung von Konzernpro-
fiten dienen, sondern der Sicherung 
von Arbeitsplätzen und Standorten, 
an denen gute Löhne gezahlt wer-
den.  

Damit die dafür notwendigen 
Investitionen mobilisiert werden 
können, bleibt die LINKE dabei: Die 
Schuldenbremse muss fallen. Mir-

ze Edis erklärt: „Der Kampf um ein 
gutes Leben entscheidet sich in der 
Produktion.“.

In Deutschland arbeiten laut Bun-
deswirtschaftsministerium etwa 
90.000 Menschen in der Stahlin-
dustrie. Laut der Wirtschaftsverei-
nigung Stahl sind insgesamt etwa 
vier Millionen Menschen in den 
größten stahlintensiven Branchen 
beschäftigt. bc

Gipfeltreffen heute: 
Es geht um die Stahlindustrie
Die Linke: Der Kampf um ein gutes Leben entscheidet sich in der Produktion

In Brandenburg sind vor allem die 
Beschäftigten der Stahlwerke in 
Hennigsdorf, Eisenhüttenstadt und 
der Stadt Brandenburg betroffen.
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